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Änderung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

wi r  v etreten die nach §18 BBodSchG not i f izierten Sachv erständigen  für Bodenschutz 

und Al t lasten.  Die meisten unserer Mi tgl ieder sind nicht  nur not i f iziert  sondern auch 

öf fent l ich bestel l t  und v ereidigt . Daher f reuen wi r uns,  dass Sie uns  die Gelegenhei t  

geben, eine Stel lungnahme zur Änderung des Just izv ergütungs- und –entschädigungs-

gesetzes abzugeben.  

In der neuen JVEG sind die Lei stungen für Sachv erständige im Sachgebiet  „Al tlasten - 

und Bodenschutz“ mit  einem Stundensatz v on 90 € bewert et .  Dieser Stundensatz l iegt  

am unteren Ende der Skala al ler Stundensätze der Tabel le in Anlage 1 (zu § 9 Abs.  

1).  Nur Sachv erständige für „Musikinstrumente“ und „Text i l ien,  Leder und Pelze“ er-

hal ten noch weniger.  

Das Sachgebiet  „Al t lasten- und Bodenschutz“  ist  ein sehr komplexes interdiszipl inäres 

Sachgebiet ,  das Kenntnisse aus Geowissenschaf ten,  Ingenieurwesen, Chemie,  Ver-

fahrenstechnik,  Abfal lwi r tschaf t  und Ökologie v erbindet.  Dies kommt deut l ich in den 

„Anforderungen an die Sachkunde und gerätetechnisch e Ausstat tung v on Sachv er-

ständigen nach § 18 Satz 1 BBodSchG “1 zum Ausdruck.  Schon aus dieser Sicht  ist  es 

unv erständl ich,  dass Sachgebiete,  die nur ei nen Tei l  dieses inte rdiszipl inären Spekt-

                                                   
1 Anlage zu §2 Abs.  1 der  Verordnung des Sächsischen Staatsm inister iums für  Umwel t  und 
Landwi r tschaf t  über  Sachverständige nach § 18 BBodSchG (SächsSachVO) vom 16.  Dezem ber  
2002,  zi t ier t  in der  Informationsschri f t  der  IHK Dresden  
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rums betref fen,  wie „Abfal lstof fe“ oder „Geotechnik,  Erd - und Grundbau“,  mi t  120 € 

bzw. 105 € wesent l ich höher bewertet  werden.   

Nicht  zuletzt  aufgrund der interdiszipl inären Anforderungen gibt  es nur v ergleichswei-

se wenige Sachv erständige.  Bei  Ihrer Umf rage wurden 253 Sachv erständige bef ragt .  

Dav on haben nur 61 geantwortet ,  die 2017 wi rtschaf t l ich aktiv  waren. Im IHK -

Verzeichnis 2 werden unter dem St ichwort  „Bodenschutz und Al t lasten“ 139 Kol legen 

aufgeführt .  W enn man bedenkt ,  dass bundeswei t  30 7 Sachv erständige nach §18 

BBodSchG not i f iz iert sind 3,  dann stel l t  sich die Frage nach der Repräsentat iv i tät  Ihrer 

Umf rage. In diesem Fall  muss der durch die Umf rage ermi t telte Stundensatz auch ei -

ner Plausibi l i tätsprüfung unterzogen werden.  Diese Plausibi l i tätsprüfung  muss unse-

res Erachtens zu dem Ergebnis kommen, dass der Stundensatz für Alt lasten und Bo-

denschutz mindestens in der Größenordnung des Sachgebietes „Abfal lstof fe“  l iegen 

muss,  das ja ein Tei lgebiet  der Al tlasten ist .  Aufgrund der fachl ichen Nähe zu dem 

Tei lgebiet  Geotechnik,  darf  der Stundensatz aber keinesfal ls unterhalb des Stunden-

satzes für das Sachgebiet  „Geotechnik,  Erd - und Grundbau“ l iegen.  

Wir fordern Sie daher auf ,  den Stundensatz für das Sachgebiet  „Al t lasten und Boden-

schutz“ anzupassen und auf  angemessene 120 € zu erhöhen.  

Für Rückf ragen oder auch ein persönl iches Gespräch stehen wi r selbstv eständl ich 

gerne zur Verfügung.  

Mi t  f reundlchen Grüßen 

V18 

Ver einigung der  Sachverständigen und Untersuchu ngsstel len nach §18 BBodSchG 

 
K.  Bücherl  
Vorsi tzender  

 

Anlage:  IHK Dresden: Sachv erständige nach §18 Bundes-Bodenschutzgesetz (down-
load am 31.01.2020 v on 
ht tps: / /www.dresden. ihk.de/serv let /l ink_f i le?l ink_id=19418&publ_id=987   

                                                   
2 ht tps: / /svv.ihk.de/content /hom e/hom e. ihk ,  abgerufen am 31.01.2020  
3 ht tps: / /www.resym esa.de/ReSyMeSa/Sachverst /SucheErgebnis?m odulTyp=BodenSachverst ,  
abgerufen am  01.02.2020  

https://www.dresden.ihk.de/servlet/link_file?link_id=19418&publ_id=987
https://svv.ihk.de/content/home/home.ihk
https://www.resymesa.de/ReSyMeSa/Sachverst/SucheErgebnis?modulTyp=BodenSachverst
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Einleitung 
 
 
Das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 
Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) sieht an mehreren Stellen die Ein-
beziehung von Sachverständigen vor. So können die Behörden zum Beispiel bei Ver-
dacht auf schädliche Bodenveränderungen oder auf Altlasten Untersuchungen zur Ge-
fährdungsabschätzung sowie Sanierungsuntersuchungen und die Erstellung von Sanie-
rungsplänen durch Sachverständige vorschreiben oder selbst veranlassen. 
Hierzu bedarf es qualifizierter und erfahrener Sachverständiger, die über die erforderli-
che Sachkunde und gerätetechnische Ausstattung verfügen und die auf Grund ihrer Zu-
verlässigkeit und ihrer persönlichen Integrität für diese Tätigkeit geeignet sind. 
 
Mit der am 01. Februar 2003 in Kraft getretenen Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums für Umwelt und Landwirtschaft über Sachverständige nach § 18 BBodSchG 
(SächsSachVO) hat der Feistaat Sachsen die Überprüfung und die öffentliche Bekannt-
gabe solcher Sachverständiger als neue hoheitliche Aufgabe auf die Industrie- und Han-
delskammern übertragen.  
 
Die Überprüfung von Sachverständigen nach der o. g. Verordnung erfolgt auf Antrag für 
eines oder für mehrere der folgenden Sachgebiete: 
 
1. Flächenhafte und Standortbezogene Erfassung/Historische Erkundung, 
2. Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden-Gewässer, 
3. Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden-Pflanze, 
4. Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden-Mensch, 
5. Sanierung, 
6. Gefahrenermittlung, -beurteilung und -abwehr von schädlichen Bodenveränderungen 

aufgrund von Bodenerosion durch Wasser. 
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Der Antrag auf Feststellung und Bekanntgabe als Sachverständiger  
nach § 18 BBodSchG 
 

Das Verfahren für die Feststellung und Bekanntgabe als Sachverständiger nach § 18 
BBodSchG wird durch einen schriftlichen Antrag (Antragsformular) eingeleitet, der bei der 
Kammer einzureichen ist. Aus dem Antrag muss hervorgehen, für welche Sachgebiete 
der Antrag gestellt werden soll. Er ist im Hinblick auf das Vorliegen der erforderlichen 
Sachkunde unter Berücksichtigung der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums 
für Umwelt und Landwirtschaft über Sachverständige nach § 18 BBodSchG (Sächs-
SachVO) vom 16.12.2002 und die Motive für die Antragstellung eingehend zu begründen. 
 
Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 
 
a) Tabellarischer Lebenslauf;  
b) Ausführliche Darlegungen zur bisherigen beruflichen Tätigkeit auf die beantragten 

Sachgebiete bezogen; 
c) Beglaubigte Abschriften oder Fotokopien aller antragsrelevanten Zeugnisse, Diplome 

oder sonstigen Urkunden, insbesondere über die Berechtigung zur Führung etwaiger 
akademischer Titel und Grade oder sonstiger Berufsbezeichnungen, Beschäftigungs-
nachweise (die Beglaubigung kann durch gleichzeitige Vorlage der Originale ersetzt 
werden); 

d) Polizeiliches Führungszeugnis neusten Datums; 
e) Erklärung zu den persönlichen Verhältnissen (hierzu bitte entsprechendes Formular 

der IHK verwenden) insbesondere, dass der Bewerber   

- bereit ist als Sachverständiger tätig zu sein; 

- nicht bzw. in welchem Umfang er vorbestraft ist ( es genügt die Angabe der im 
Strafregister noch nicht getilgten Strafen und die zugrunde liegende Straftat); 

- in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt; 

- die eingereichten Gutachten und sonstige Unterlagen selbständig und persön-
lich ohne Mitwirkung Dritter angefertigt hat; 

f) Zu jedem beantragten Sachgebiet mindestens zwei selbständig erarbeitete Gutachten, 
welche zum Nachweis der erforderlichen Sachkunde geeignet sind und ggf. weitere 
Unterlagen wie Ausarbeitungen, Veröffentlichungen, Aufsätze, wissenschaftliche Ab-
handlungen oder Untersuchungen, Vorträge und dergleichen, aus denen sich die 
nachzuweisende erforderliche Sachkunde und die Fähigkeit zur Gutachtenerstattung 
ergibt (Diese Unterlagen werden nach Abschluss des Verfahrens zurückgegeben); 

g) Ein Passbild für den Antrag. 
 
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass alle Angaben wahrheitsgemäß und vollständig 
zu machen sind, anderenfalls muss der Antrag schon aus diesem Grunde abgelehnt bzw. 
eine etwa erfolgte Bekanntgabe zurückgenommen bzw. widerrufen werden. 
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Weiteres Verfahren bis zur Entscheidung 
 

Überprüfung der eingereichten Unterlagen: 
 
Die Kammer überprüft die eingereichten Unterlagen zunächst hinsichtlich Formerforder-
nisse und Vollständigkeit und legt diese dann dem Fachausschuss Sachverständigenwe-
sen der IHK Dresden zur Beratung vor. 
Der Fachausschuss Sachverständigenwesen wird von der Vollversammlung der Kammer 
jeweils für die Dauer der Wahlperiode berufen und setzt sich aus Vertretern der Wirtschaft, 
öffentlich bestellten Sachverständigen und weiteren besonders sachkundigen und / oder 
lebenserfahrenen Personen, wie z. B.  Richtern zusammen.  
Im Ergebnis der Beratung gibt der Fachausschuss Sachverständigenwesen eine Stellung-
nahme zu jedem Antrag sowie eine Empfehlung für den Fortgang des Verfahrens ab (z. 
B. Überprüfung durch das Fachgremium, Rückstellung oder Ablehnung des Antrages). 
 
 
Überprüfung der Sachkunde durch das Fachgremium Bodenschutz und Altlasten: 
 
Zur Feststellung der fachlichen Voraussetzungen bedient sich die Kammer des gemein-
samen Fachgremiums Bodenschutz und Altlasten der sächsischen IHKs. Das Fachgre-
mium besteht aus berufenen Fachleuten, die aufgrund ihrer Ausbildung, ihrer beruflichen 
Tätigkeit und Leistungen und ihrer Erfahrung geeignet und befähigt sind, die erforderliche 
Sachkunde nach § 18 BBodSchG zu überprüfen. 
Das Überprüfungsverfahren besteht in der Regel aus der Bewertung der vom Antragsstel-
ler vorgelegten Gutachten sowie aus einer schriftlichen Ausarbeitung und einem Fachge-
spräch. 
 
 
Entscheidung: 
 
Das Ergebnis der Überprüfung wird dem Antragsteller grundsätzlich schriftlich in Form 
eines Bescheides bekannt gegeben. Auf Wunsch des Antragstellers kann die Entschei-
dung in einem Gespräch erläutert werden. Der Antrag kann vom Bewerber jederzeit zu-
rückgenommen werden. 
 
 
Anerkennung der Überprüfung aus anderen Bundesländern: 
 
Als Sachverständige nach § 18 BBodSchG werden in Sachsen auch Sachverständige 
angesehen, deren Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnische Ausstattung in ei-
nem anderen Bundesland nach vergleichbaren materiellen Anforderungen überprüft wur-
den. Eine erneute Überprüfung erfolgt in diesen Fällen nicht. 
 
 
Berücksichtigung der öffentlichen Bestellung nach § 36 der Gewerbeordnung: 
 
Der Nachweis der erforderlichen Sachkunde gilt in der Regel als erbracht, wenn der An-
tragssteller auf den beantragten Sachgebieten bereits nach § 36 der Gewerbeordnung als 
Sachverständiger öffentlich bestellt und vereidigt ist und geeignete Fortbildungen in den 
letzten zwei Jahren nachweisen kann. Hierüber entscheidet die Kammer nach den Um-
ständen des Einzelfalls. 
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Gebühren und Auslagen 
 
Nach dem geltenden Gebührentarif der IHK Dresden betragen die Gebühren für die An-
tragsbearbeitung, Überprüfung der Sachverständigeneigenschaften nach § 3 Sächs-
SachVO und Bekanntgabe 650,00 EURO. 
Die Gebühren werden gesondert durch einen Gebührenbescheid erhoben. Ferner hat 
der Antragsteller die Kosten zu tragen, die der Kammer im Rahmen der Überprüfung der 
erforderlichen Sachkunde durch die Einschaltung des Fachgremiums „Bodenschutz und 
Altlasten“ entstehen. Die Kammer behält sich vor, hierfür einen angemessenen Kosten-
vorschuss zu verlangen. 
 
 
 
Auskunft 
 
In dieser Informationsbroschüre kann nicht jede Besonderheit eines Einzelfalles berück-
sichtigt werden. Für ergänzende Auskünfte im Zusammenhang mit der Feststellung und 
Bekanntgabe nach § 18 BBodSchG steht Ihnen der zuständige Referent der Kammer gern 
zur Verfügung.  
Bevor Sie einen Antrag auf Feststellung und Bekanntgabe nach § 18 BBodSchG als Sach-
verständiger stellen, raten wir Ihnen auf jedem Fall, sich mit uns in Verbindung zu setzen. 
 
Zuständige Referentin des Sachverständigenwesen ist 
 
Nora Cramer 
Tel.: 0351 2802-197  
Fax: 0351 2802-7197 
E-Mail: cramer.nora@dresden.ihk.de  
 
Zuständige Mitarbeiterin des Sachverständigenwesen ist 
 
Petra Hänig 
Tel.: 0351 2802-196 
Fax: 0351 2802-796 
E-Mail: haenig.petra@dresden.ihk.de  
 
 

mailto:cramer.nora@dresden.ihk.de
mailto:haenig.petra@dresden.ihk.de
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Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft über  
Sachverständige nach § 18 BBodSchG (SächsSachVO) vom 16. Dezember 2002 

 
Aufgrund von § 13a Nr. 3 des Sächsischen Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetzes  
(SächsABG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 1999 (SächsGVBl.  
S. 262), das durch Artikel 21 des Gesetzes vom 28. Juni 2001 (SächsGVBl. S. 426, 428) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 18 Satz 2 des Gesetzes zum Schutz vor schäd-
lichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzge-
setz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das durch Artikel 17 des Gesetzes 
vom 9. September 2001 (BGBl. I S. 2331, 2334) geändert worden ist, sowie § 1 Abs. 4 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern 
vom 18. Dezember 1956 (BGBl. 1 S. 920), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
10. November 2001 (BGBl. I S. 2992, 2995) geändert worden ist, wird verordnet: 
 
 
§ 1 
Feststellung der Sachverständigeneigenschaft 
 
(1) Sachverständige, deren Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnische Ausstat-

tung nach den Vorschriften dieser Verordnung festgestellt wurden, sind im Umfang 
dieser Feststellung als Sachverständige nach § 18 Satz 1 BBodSchG anzusehen. 

 
(2) Die Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnische Ausstattung eines Sachverstän-

digen können für eins oder mehrere der folgenden Sachgebiete festgestellt werden:  
 

1. Flächenhafte und standortbezogene Erfassung/Historische Erkundung, 
2. Gefahrdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden - Gewässer, 
3. Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden - Pflanze, 
4. Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden - Mensch, 
5. Sanierung, 
6. Gefahrenermittlung, -beurteilung und -abwehr von schädlichen Bodenveränderun-

gen aufgrund von Bodenerosion durch Wasser. 
 
(3) Als Sachverständige nach Absatz 1 werden im Freistaat Sachsen auch Sachverstän-

dige angesehen, deren Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnische Ausstattung 
nach § 18 Satz 1 BBodSchG in einem anderen Bundesland festgestellt wurden, wenn 
dieser Feststellung vergleichbare materielle Anforderungen zugrunde liegen. Diese 
Sachverständige bedürfen keiner zusätzlichen Feststellung ihrer Sachkunde, Zuverläs-
sigkeit und gerätetechnischen Ausstattung nach dieser Verordnung. 

 
 
§ 2 
Anforderungen an Sachverständige 
 
(1) Ein Sachverständiger besitzt die erforderliche Sachkunde und verfügt über die erfor-

derliche gerätetechnische Ausstattung, wenn er die in der Anlage zu dieser Verordnung 
genannten Anforderungen erfüllt. 

 
(2) Ein Sachverständiger besitzt die erforderliche Zuverlässigkeit, wenn er aufgrund seiner 

persönlichen Eigenschaften, seines Verhaltens und seiner Fähigkeiten zur ordnungs-
gemäßen Erfüllung der von ihm wahrzunehmenden Aufgaben geeignet ist. 
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§ 3 
Verfahren zur Feststellung der Sachverständigeneigenschaft 
 
(1) Auf Antrag des Sachverständigen überprüft die Industrie- und Handelskammer, in de-

ren Kammerbezirk er seine Hauptniederlassung oder, falls eine solche nicht besteht, 
seinen Hauptwohnsitz hat (zuständige Industrie- und Handelskammer), ob der Sach-
verständige die Anforderungen nach § 2 erfüllt. Für die Überprüfung von Sachverstän-
digen, die im Freistaat Sachsen weder ihre Hauptniederlassung noch ihren Haupt-
wohnsitz haben, ist die Industrie- und Handelskammer zuständig, bei der der Sachver-
ständige seinen Antrag zuerst stellt. Der Sachverständige hat in seinem Antrag anzu-
geben, auf welche der in § 1 Abs. 2 genannten Sachgebiete sich die Überprüfung der 
Sachkunde und gerätetechnischen Ausstattung erstrecken soll. 

 
(2) Zur Überprüfung der Sachkunde und der gerätetechnischen Ausstattung nach § 2 Abs. 

1 bedient sich die zuständige Industrie- und Handelskammer eines von ihr im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft berufenen Fachgre-
miums. Die Industrie- und Handelskammern können hierzu auch ein gemeinsames 
Fachgremium berufen sowie Kooperationen mit Stellen eingehen, die in anderen Bun-
desländern für den Vollzug von § 18 BBodSchG zuständig sind. 

 
(3) Eine öffentliche Bestellung als Sachverständiger für Altlasten nach § 36 der Gewerbe-

ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I  
S. 202), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I  
S. 3970, 4012) geändert worden ist, ist bei der Überprüfung der Anforderungen nach § 
2 zu berücksichtigen. 

 
(4) Die Feststellung, dass ein Sachverständiger die Anforderungen nach § 2 erfüllt, wird 

von der zuständigen Industrie- und Handelskammer durch Bescheid getroffen. In dem 
Bescheid sind die Sachgebiete nach § 1 Abs. 2 zu bezeichnen, für die die erforderliche 
Sachkunde und gerätetechnische Ausstattung festgestellt wurden. 

 
 

§ 4 
Bekanntgabe der Sachverständigen 
 
(1) Die Sachverständigen, deren Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnische Aus-

stattung nach § 3 festgestellt wurden, sind von der zuständigen Industrie- und Han-
delskammer in ihrem regelmäßig erscheinenden Veröffentlichungsblatt bekannt zu ge-
ben. In der Bekanntmachung sind die Sachgebiete nach § 1 Abs. 2 zu bezeichnen, für 
die die erforderliche Sachkunde und gerätetechnische Ausstattung festgestellt wurden. 
Sachverständige nach § 1 Abs. 3 sind auf Antrag von der Industrie- und Handelskam-
mer bekannt zu geben, in deren Kammerbezirk sie ihre Hauptniederlassung oder, falls 
eine solche nicht besteht, ihren Hauptwohnsitz haben. Sachverständige nach § 1 Abs. 
3, die im Freistaat Sachsen weder ihre Hauptniederlassung noch ihren Hauptwohnsitz 
haben, sind von der Industrie- und Handelskammer bekannt zu geben, bei der sie dies 
zuerst beantragen. 

 
(2) Interessenten sind von den Industrie- und Handelskammern auf Anforderung vollstän-

dige und aktuelle Listen der von ihnen nach Absatz 1 für ein oder mehrere Sachgebiete 
bekannt gegebenen Sachverständigen zu übermitteln. Die Industrie- und Handelskam-
mern können diese Listen auch im Internet oder auf andere Weise allgemein zugäng-
lich machen sowie gemeinsame Listen führen. 
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§ 5 
Fortbildung 
 
Die Sachverständigen haben dafür Sorge zu tragen, dass sie stets die aktuell erforderliche 
Sachkunde besitzen. Hierzu haben sie mindestens alle zwei Jahre ab Zustellung des Be-
scheides nach § 3 Abs. 4 an einer geeigneten Fortbildung in den Sachgebieten, für die 
die erforderliche Sachkunde und gerätetechnische Ausstattung festgestellt wurden, teil-
zunehmen. Der Sachverständige hat die Teilnahme der zuständigen Industrie- und Han-
delskammer unaufgefordert nachzuweisen. 
 
§ 6 
Erlöschen der Feststellung der Sachverständigeneigenschaft 

 
(1) Die Feststellung der Sachkunde, gerätetechnischen Ausstattung und Zuverlässigkeit 

eines Sachverständigen erlischt mit Ablauf des Monats, in dem der Sachverständige 
sein achtundsechzigstes Lebensjahr vollendet hat. 

 
(2) Auf Antrag des Sachverständigen kann die Geltungsdauer der Feststellung durch die 

zuständige Industrie- und Handelskammer um bis zu drei Jahre verlängert werden.  
§ 7 Abs. 1 gilt entsprechend. 

 
(3) Die Feststellung der Sachkunde, gerätetechnischen Ausstattung und Zuverlässigkeit 

eines Sachverständigen erlischt außerdem mit Ablauf des Monats, in dem der Sach-
verständige gegenüber der zuständigen Industrie- und Handelskammer schriftlich sei-
nen Verzicht erklärt hat. Der Verzicht kann auch für einzelne Sachgebiete erklärt wer-
den. 

 
(4) Das Erlöschen der Feststellung nach Absatz 1 und 3 sowie die Verlängerung der Gel-

tungsdauer nach Absatz 2 Satz 1 sind gemäß § 4 Abs. 1 bekannt zu geben. 
 
(5) Erlischt die Feststellung der erforderlichen Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetech-

nischen Ausstattung eines Sachverständigen nach § 1 Abs. 3 ganz oder teilweise in 
dem Bundesland, das diese Feststellung getroffen hat, hat der Sachverständige dies 
der Industrie- und Handelskammer, die ihn nach § 4 Abs. 1 Satz 3 oder 4 im Freistaat 
Sachsen bekannt gegeben hat, unverzüglich mitzuteilen; die Industrie- und Handels-
kammer hat das Erlöschen entsprechend Absatz 4 bekannt zu geben. 

 
 
§ 7 
Widerruf der Feststellung der Sachverständigeneigenschaft 

 
(1) Sachverständige, bei denen Zweifel bestehen, ob sie noch die erforderliche Sachkunde 

oder Zuverlässigkeit besitzen oder noch über die erforderliche gerätetechnische Aus-
stattung verfügen, sind von der zuständigen Industrie- und Handelskammer aufzufor-
dern, sich einer erneuten Überprüfung nach § 3 Abs. 1 zu unterziehen. Die Überprüfung 
kann sich auf die Bereiche beschränken, bei denen die Zweifel im Sinne von Satz 1 
bestehen. 

 
(2) Zweifel an der erforderlichen Sachkunde bestehen auch dann, wenn der Sachverstän-

dige nicht an den nach § 5 vorgeschriebenen Fortbildungsveranstaltungen teilnimmt. 
 
(3) Stellt sich bei der Überprüfung nach Absatz 1 heraus, dass der Sachverständige nicht 

mehr die erforderliche Sachkunde oder Zuverlässigkeit besitzt oder nicht mehr über die 
erforderliche gerätetechnische Ausstattung verfügt, oder entzieht er sich dieser Über-
prüfung, ist die Feststellung nach § 3 Abs. 4 von der zuständigen Industrie- und Han-
delskammer zu widerrufen. Der Widerruf ist entsprechend § 4 Abs. 1 bekannt zu geben. 

 
(4) Allgemeine Vorschriften über den Widerruf von Verwaltungsakten bleiben unberührt. 
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§ 8 
Ergänzende Verfahrensvorschriften 
 
(1) Die Industrie- und Handelskammern führen diese Verordnung nach Maßgabe der vom 

Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft erlassenem allgemeinen Vollzugs-
richtlinien durch. 

 
(2) Die Industrie- und Handelskammern geben sich zur Durchführung dieser Verordnung 

im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft eine Ver-
fahrensordnung. 

 
§9 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Dresden, den 16. Dezember 2002 
 
 
Der Staatsminister für Umwelt und Landwirtschaft 
Steffen Flath 
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Anlage (zu § 2 Abs. 1) 
 
 
Anforderungen an die Sachkunde und gerätetechnische  
Ausstattung von Sachverständigen nach § 18 Satz 1 BBodSchG 
 
Der Sachverständige muss die allgemeinen Anforderungen nach Abschnitt A und die An-
forderungen nach Abschnitt B für mindestens ein Sachgebiet nach § 1 Abs. 2 erfüllen. 
 
A. Allgemeine Anforderungen 
 
I. Vor- und Fortbildung 
 
1. Abgeschlossenes Studium an einer Universität oder Fachhochschule der bei den ein-

zelnen Sachgebieten genannten Fachrichtungen oder eine gleichwertige Qualifikation, 
2. mindestens fünfjährige praktische Tätigkeit nach Abschluss des Studiums, vorzugs-

weise im Bereich Bodenschutz/Altlasten oder in Umweltbereichen mit engem Bezug 
zum Bereich Bodenschutz / Altlasten, wie zum Beispiel Wasserwirtschaft, Landwirt-
schaft, Abfallwirtschaft, davon eine mindestens dreijährige Tätigkeit, bei der eigenver-
antwortliche Entscheidungen zu treffen waren, sowie  

3. erfolgreiche Teilnahme an geeigneten Fortbildungsmaßnahmen in den letzten drei Jah-
ren vor der Antragstellung. 

 
 
II. Allgemeine fachliche Kenntnisse 
 
1. Grundkenntnisse in Geologie, Hydrogeologie und Bodenkunde, 
2. Grundkenntnisse in anorganischer, organischer, physikalischer und technischer Che-

mie, 
3. Kenntnisse geeigneter Methoden der Erfassung, Gefährdungsabschätzung, Sanierung 

und Überwachung, 
4. Kenntnisse in der Bewertung von Bodenfunktionen in Bezug auf deren Funktionserfül-

lung oder Empfindlichkeit gegenüber Einwirkungen, 
5. Grundkenntnisse in Arbeitsschutz und Gesundheitsschutz, 
6. Grundkenntnisse in Datenanalyse, Statistik und Informationsverarbeitung, 
7. Kenntnisse der grundlegenden fachlichen Regelwerke. 

 
 
III. Allgemeine rechtliche Kenntnisse 
 
1. Grundkenntnisse der einschlägigen Rechtsvorschriften, insbesondere: 
 

a) Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und dazu ergangene Vorschriften, insbe-
sondere Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), 

b) Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträgli-
chen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz -KrW-/AbfG), 

c) Sächsisches Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsABG) und dazu er-
gangene Vorschriften, 

d) Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG), 
e) Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 
 17. Dezember 1979 über den Schutz des Grundwassers gegen Verschmutz- 
 ung durch bestimmte gefährliche Stoffe (Grundwasserverordnung), 
f) Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) und dazu ergangene Vorschriften, 
g) Baugesetzbuch (BauGB), 
h) Bundesberggesetz (BBergG), 
i) Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-

gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes - Immissions-
schutzgesetz -BImSchG), 
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j) Verordnung zum Schutz vor gefährlichen Stoffen  
(Gefahrstoffverordnung - GefStoffV), 

k) Vorschriften des Umweltstrafrechts, 
l) Unfallverhütungsvorschriften, insbesondere die Vorschrift ZH 1/83, und  
m) Vorschriften des Vertragsrechts, wie Bürgerliches Gesetzbuch, Verdingungsord-

nung für Bauleistungen (VOB), Verdingungsordnung für Leistungen, ausgenom-
men Bauleistungen (VOL), Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen 
(VOF) und Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI). 

 
2. Kenntnisse über Aufbau und Zuständigkeitsregelungen der öffentlichen Verwaltung. 
 
 
B Sachgebietsspezifische Anforderungen 
 
I. Sachgebiet „Flächenhafte und standortbezogene Erfassung /Historische Erkun-
dung" 
 
1. Fachrichtung 
 
a) Abgeschlossenes Studium der Fachrichtungen Geowissenschaft, Hydrowissenschaft, 

Bodenkunde, Physische Geographie, Geoökologie, Landschaftsökologie oder Geodä-
sie mit geeigneten Studienschwerpunkten oder  

b) abgeschlossenes Studium anderer Fachrichtungen der Natur-, Ingenieur- oder Ge-
schichtswissenschaften, wenn der Nachweis einer für das Sachgebiet hinreichenden 
Ausbildung erbracht wird. 

 
2. Besondere fachliche Kenntnisse 
 
Der Sachverständige muss in der Lage sein, die für die Erhebungen über altlastverdäch-
tige Flächen (standortbezogen oder flächenhaft) bedeutsamen Verfahren der Archiv-
recherche und Schriftgutauswertung, der multitemporalen Karten- und Luftbildauswer-
tung, der Zeitzeugenbefragung sowie Geländebegehungen sachgerecht auszuwählen 
und durchzuführen. Er muss weiterhin die gewonnenen Tatsachen und Erkenntnisse aus-
werten und so darstellen können, dass eine tragfähige Grundlage für die Entscheidung 
über weitere Schritte und für deren Planung vorliegt. Hierzu gehören insbesondere Kennt-
nisse über: 
 
a) Recherche und Auswertung von Schriftgut in öffentlichen, behördlichen, privaten oder 

betrieblichen Archiven einschließlich vorhandener Gutachten; hierzu gehören auch 
Kenntnisse über 

 
aa) Änderungen in der öffentlichen Verwaltung im Zuge von Verwaltungs- und Terri-

torialreformen, 
bb) die Gliederung des Archivwesens und Erschließung der Bestände, 
cc) rechtliche Beschränkungen der Einsichtnahme, 
dd) Vorschriften zur Aufbewahrung, Aussonderung und Weitergabe 
 

b) Recherche und Auswertung von Karten und Luftbildern; hierzu gehören auch Kennt-
nisse über 

 
aa) Fundstellen für historisches sowie aktuelles Luftbild- und Kartenmaterial, 
bb) Techniken der multitemporalen Auswertung von Karten und Luftbildern, 
cc) spezifische Merkmale historischer Luftbilder, 
dd) Inhalte und Gestaltungsregeln amtlicher Kartenwerke sowie deren Veränderun-

gen, 
ee) die Auswertung thematischer Karten, auch unter Einsatz geografischer Informati-

onssysteme, zur Abgrenzung von Verdachtsflächen und altlastverdächtigen Flä-
chen sowie zur Bewertung von Bodenfunktionen; 
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c) altlast- und bodenrelevante Herstellungsverfahren, Betriebs- und Arbeitsabläufe; 
d) Befragung von Zeitzeugen, einschließlich Entwicklung einzelfallbezogener Befra-

gungs-konzepte; 
e) Ortsbegehungen und Geländeaufnahmen unter Berücksichtigung altlastrelevanter As-

pekte; 
f) fachliche Beurteilung der Ergebnisse von Erhebungen und Historischen Erkundungen 

bezüglich 
 

aa) Art, Lage und Umfang möglicher Kontaminationen, 
bb) Lage und Veränderungen altlastrelevanter Anlagenteile, Produktionsprozesse und 

Betriebsabläufe, 
cc) Ablagerungsorten und -zeiträumen, Art, Menge und Herkunft der abgelagerten 

Stoffe, 
dd) Kriegseinwirkungen, Havarien, Betriebsstörungen und so weiter, 

 
g) fachliche Beurteilung von Anhaltspunkten für das Vorliegen einer schädlichen Boden-

veränderung oder Altlast sowie 
h) spezielle fachliche Regelwerke und Arbeitshilfen. 

 
 
3. Gerätetechnische Ausstattung 
 
Der Sachverständige muss mindestens über folgende gerätetechnische Ausstattung ver-
fügen können: 
 
a) Spiegelstereoskop mit Vergrößerungsaufsatz (Fernrohrlupe mit dreifacher oder stärke-

rer Vergrößerung) zur Betrachtung der Luftbilder als dreidimensionales Geländemodell 
und zur aufgabenbezogenen Objektidentifikation, 

b) Bildumzeichengerät zur Übertragung der zuvor identifizierten und im Bild markierten 
altlastverdächtigen Areale in die Basiskarte; das Gerät muss neben dem Ausgleich der 
Maßstabsunterschiede zwischen Karte und Luftbild eine dem maßstabsgerechten Ge-
nauigkeitsgrad der Kartierung adäquate Korrektur der Abbildungsfehler des Luftbildes 
gewährleisten, 

c) Stereomikrometer zur Parallaxenmessung und zur Berechnung von Höhendifferen-
zen und damit zum Beispiel von Ablagerungsmächtigkeiten und  

d) Datenverarbeitungsausstattung mit Eignung zum Einsatz geografischer Informations-
systeme. 

 
 
II. Sachgebiet „Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden-Gewässer" 
 
1. Fachrichtung 
 
a) Abgeschlossenes Studium der Fachrichtungen Geowissenschaft, Hydrowissenschaft, 

Geoökologie, Chemie oder Bauingenieurwesen mit geeigneten Studienschwerpunkten 
oder  

b) abgeschlossenes Studium anderer Fachrichtungen der Natur- oder Ingenieurwissen-
schaften, wenn der Nachweis einer für das Sachgebiet hinreichenden Ausbildung er-
bracht wird. 

 
2. Besondere fachliche Kenntnisse 
 
Der Sachverständige muss in der Lage sein, alle Untersuchungen von Gewässergefähr-
dungen und -schäden im Zusammenhang mit Altlasten und flächenhaften Bodenbelastun-
gen zu planen, die Ergebnisse zu beurteilen und die Vergabe und Ausführung der ge-
werblichen Leistungen fachlich zu begleiten. Hierzu gehören insbesondere Kenntnisse 
über: 
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a) Boden- und Gesteinsarten, Stratigraphie und Tektonik, regionale Geologie, hydrauli-
sche Leitfähigkeit von Gesteinen und Gesteinsverbänden; 

b) hydrologische und hydrogeologische Zusammenhänge; 
c) gewässerrelevante Stoffe, einschließlich deren Herkunft und Eintragpfaden in den 

Boden; 
d) physikalische und chemische Stoffeigenschaften und Stoffwirkungen, hydrogeoche-

mische und mikrobiologische Vorgänge im Boden und im Gewässer, Schadstoffmobi-
lität; 

e) stoffliche Ausbreitungsvorgänge und Rückhaltevermögen in der gesättigten und un-
gesättigten Zone; 

f) Sanierungsverfahren für Boden und Grundwasser; 
g) Ortsbegehungen und Geländeaufnahmen; 
h) bodenkundliche Ansprache von Böden, insbesondere anthropogen veränderter Bö-

den; 
i) Planung und Koordinierung von Maßnahmen zur Erfassung und Erkundung der geo-

logischen und hydrogeologischen Randbedingungen, Hintergrundgehalte und -kon-
zentrationen; 

j) Probennahme, -behandlung und -analytik von Böden, Bodenmaterialien und sonsti-
gen Materialien, Oberflächen-, Sicker- und Grundwasser, Bodenluft und Deponiegas 
einschließlich analytischer Schnellverfahren und Vor-Ort-Bestimmungen; 

k) Ausarbeitung von Untersuchungsprogrammen, Kostenschätzung, Qualitätssicherung; 
l) Ausschreibung und Begleitung von Untersuchungen, zum Beispiel Sondier- und 

Bohrarbeiten, Bau von Grundwassermessstellen, Pumpversuche, Probennahme und 
-behandlung, Analytikleistungen; 

m) Einsatz von Modellen zur Simulation der Freisetzung und Ausbreitung von Schadstof-
fen und deren Einwirkung auf Gewässer; 

n) spezielle fachliche Regelwerke und Arbeitshilfen; 
o) fachliche Beurteilung der Ergebnisse, insbesondere 
 

aa) Aussagefähigkeit von Untersuchungsergebnissen, Übertragbarkeit von Laborun-
ter-suchungen, 

bb) Feststellung altlastbedingter Verunreinigungen und aktueller Schadensfälle, 
cc) Verfahren und Methoden zur weiteren Sachverhaltsermittlung und -beurteilung bei 

Prüfwertüberschreitung, 
dd) Prognose der Schadstoffausbreitung im Boden, in das Grundwasser und in ober-

irdische Gewässer, 
ee) Art, Umfang und Prognose der Ausbreitung von Grundwasserverunreinigungen 

sowie 
ff) abschließende Darstellung des Sachverhalts und Empfehlung weiterer Maßnah-

men unter Berücksichtigung der einschlägigen Rechtsvorschriften. 
 
 
III. Sachgebiet „Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden-Pflanze“ 
 
1. Fachrichtung 
 
a) Abgeschlossenes Studium der Fachrichtungen Bodenwissenschaften, Agrarwissen-

schaften, Gartenbauwissenschaften, Landespflege, Geographie, Ökologie, Geoökolo-
gie oder Biologie mit geeigneten Studienschwerpunkten oder 

b) abgeschlossenes Studium anderer Fachrichtungen der Natur- oder Ingenieurwissen-
schaften, wenn der Nachweis einer für das Teilgebiet hinreichenden Ausbildung er-
bracht wird. 
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2. Besondere fachliche Kenntnisse 
 
Der Sachverständige muss in der Lage sein, alle Untersuchungen und Beurteilungen von 
Kulturböden und Pflanzen im Zusammenhang mit der Gefährdungsabschätzung von 
schädlichen Bodenveränderungen und Altlasten durchzuführen und die Vergabe und Aus-
führung der gewerblichen Leistungen fachlich zu begleiten.  
Hierzu gehören insbesondere Kenntnisse über: 
 
a) Vorkommen sowie Stoff- und bodenspezifisches Verhalten von Schadstoffen in (Kultur-

) Böden; hierzu gehören auch Kenntnisse über 
 

aa) Hintergrundgehalte von Schadstoffen in Abhängigkeit von Nutzung und Siedlungs-
struktur, bei anorganischen Stoffen zusätzlich differenziert nach Substrat und Aus-
gangsgestein, 

bb) Puffer, Rückhalte- und Freisetzungspotential von Böden bezüglich Schadstoffen, 
cc) Sorption, Desorption und Mobilität von Schadstoffen in Böden sowie relevante Ein-

flussfaktoren, 
dd) Zusammenhänge zwischen Gesamtgehalten, mobilisierbaren und mobilen Schad-

stoffreaktionen in Abhängigkeit von Stoffbestand und Eigenschaften der Böden, 
ee) Bioverfügbarkeit von Schadstoffen in Böden und Einflussfaktoren, unter anderem 

„räumliche Verfügbarkeit" und biochemische und mikrobiologische Besonderhei-
ten in der Rhizosphäre, sowie 

ff) Abbau und Metabolisierung organischer Schadstoffe in Böden; 
 

b) Schadstoffübergang Boden-Pflanze; hierzu gehören auch Kenntnisse über 
 

aa) Bedeutung verschiedener Kontaminationspfade, insbesondere Schadstoff-, Pflan-
zenart-, Pflanzenorgan-, Standort- und Bewirtschaftungseinfluss, 

bb) Art-, Sorten- und Organspezifität der Schadstoffakkumulation in Pflanzen, 
cc) Phytotoxische Wirkungen (Schadsymptome) und 
dd) Überlagerung durch den Kontaminationspfad Atmosphäre-Pflanze; 

c) Durchführung von Geländebegehungen und -aufnahmen unter schadstoffspezifischen 
Fragestellungen, insbesondere auch 

 
aa) Erkennen von signifikanten biologischen Auffälligkeiten, wie pflanzensoziologi-

sche Besonderheiten und Veränderungen, Symptome toxischer Schadstoffkon-
zentrationen bei Pflanzen und so weiter, sowie 

bb) Deutung der Geländemorphologie und -befunde im Hinblick auf anthropogene 
Einflüsse, wie Stoffeinträge, Ablagerungen, Auffüllungen, Bodenumlagerungen 
und so weiter; 

 
d) Technik der Bodenkartierung auf anthropogen überprägten Flächen, zum Beispiel Kar-

tierhilfsmittel, Leitprofile, Kartierschlüssel, in Anlehnung an die Methoden der Stadtbo-
denkartierung; 

e) Planung, Ausschreibung, Vergabe und Begleitung von gewerblichen Arbeiten, zum 
Beispiel Sondier- und Bohrarbeiten, geophysikalische Untersuchungsverfahren, Pro-
bennahme und -behandlung, Analytikleistungen, Arbeitssicherheit; 

f) bodenkundliche Ansprache im Gelände, insbesondere anthropogen veränderter Bö-
den, wie Horizontierung, Bodenart, Gefügeform und -besonderheiten, Lagerungs-
dichte, Humusgehalt, Fremdmaterial; 

g) Gewinnung repräsentativer Boden- und Pflanzenproben unter Berücksichtigung statis-
tischer Erfordernisse, wie Probennahmestrategie, Messnetzaufbau, Probennahmever-
fahren, Probennahmegeräte; 

h) fachliche Beurteilung erzielter Ergebnisse im Hinblick auf den Pfad Boden-Pflanze  
(-Tier) unter Berücksichtigung lebensmittel- und futtermittelrechtlicher Vorgaben sowie 
toxikologischer Aspekte; 
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i) Maßnahmen zur Reduzierung und Unterbindung des Schadstofftransfers Boden-
Pflanze und deren Effizienz, insbesondere 

 
aa) Schutz und Beschränkungsmaßnahmen, wie pH-Regulierung, Pflanzenaus-

wahl, Bewirtschaftungsverfahren, Nutzungsänderungen und Nutzungsbe-
schränkungen, 

bb) Sicherungsmaßnahmen, wie Immobilisierungsverfahren und Überdeckung, 
cc) Maßnahmen zur Dekontamination; 

j) spezielle fachliche Regelwerke und Arbeitshilfen. 
 
 
IV. Sachgebiet „Gefährdungsabschätzung für den Wirkungspfad Boden-Mensch" 
 
Der Sachverständige muss die Voraussetzungen für die Sachgebiete II oder III und zu-
sätzlich die folgenden Voraussetzungen erfüllen. Er muss, wenn er in dafür geeigneten 
Fällen den Wirkungspfad Boden-Mensch anhand verbindlicher oder amtlich empfohlener 
Prüf- oder Maßnahmenwerte beurteilen will, erkennen und begründet darlegen können, 
welche Fragestellungen der Beurteilung durch einen auf dem Gebiet Altlasten erfahrenen 
Fachmann mit abgeschlossenem Studium einer geeigneten Fachrichtung und abge-
schlossener Weiterbildung in Hygiene und Umweltmedizin oder Pharmakologie und Toxi-
kologie oder dem öffentlichen Gesundheitswesen bedürfen. Der Sachverständige muss 
außerdem aufgrund seiner Aus- und Weiterbildung sowie praktischen Erfahrung über 
Kenntnisse verfügen über: 
 
1. Eigenschaften boden- und altlastrelevanter Schadstoffe, 
2. Toxikologie boden- und altlastrelevanter Schadstoffe, insbesondere Aufnahme, Wir-

kungen, Kombinationswirkungen und toxikologische Endpunkte, wobei Grundkennt-
nisse genügen, 

3. Bioverfügbarkeit, Resorption und Hintergrundbelastung, 
4. Vergleichbarkeit von Natur- und Laborbedingungen, 
5. Methoden und Grundlagen der Ableitung von Prüf -und Maßnahmenwerten unter Be-

achtung der bodenschutzrechtlichen Vorgaben, 
6. Einzelfallbeurteilung in Bezug zu den Ableitungsmodalitäten von Prüf- und Maßnah-

menwerten, 
7. Verfahren und Methoden zur weiteren Sachverhaltsermittlung und -beurteilung bei 

Prüfwertüberschreitung, 
8. Erstellung begründeter Programme zur Probennahme und -behandlung sowie Analytik 

von Böden, Bodenmaterialien und sonstigen Materialien, Bodenluft, Raumluft und De-
poniegas einschließlich analytischer Schnellverfahren und Vor-Ort-Bestimmung, 

9. Planung, Ausschreibung, Vergabe und Begleitung von gewerblichen Arbeiten, zum 
Beispiel Sondier- und Bohrarbeiten, geophysikalische Untersuchungsverfahren, Pro-
bennahme und -behandlung, Analytikleistungen und Arbeitssicherheit, 

10. bodenkundliche Ansprache von Böden, insbesondere anthropogen veränderter Böden, 
11. Probenansprache zur Beschreibung der Beschaffenheit von Böden, Bodenmaterialien 

und sonstigen Materialien, 
12. Expositionsabschätzung, insbesondere quantitative Bedeutung der Wirkungspfade, 

Verhalten boden- und altlasttypischer Stoffe, einzelfallbezogene Expositionsunter-
schiede, 

13. Modelle zur Gefährdungsabschätzung, zum Beispiel Expositionsmodelle, unter Be-
rücksichtigung ihrer Anwendbarkeit und Grenzen sowie 

14. nutzungsbezogene Beurteilung von Untersuchungsergebnissen sowie der gegebenen 
Gefahrenlage und Ableitung von Maßnahmevorschlägen. 

 
 



 16 

V. Sachgebiet „Sanierung" 
 
1. Fachrichtung 
 
a) Abgeschlossenes Studium der Fachrichtungen Bauingenieurwesen, Geowissenschaft 

oder Verfahrenstechnik mit geeigneten Studienschwerpunkten oder 
b) abgeschlossenes Studium anderer Fachrichtungen der Natur- oder Ingenieurwissen-

schaften, wenn der Nachweis einer für das Sachgebiet hinreichenden Ausbildung er-
bracht wird. 

 
2. Besondere fachliche Kenntnisse 
 
Der Sachverständige muss in der Lage sein, alle Untersuchungen und Beurteilungen zur 
Auswahl von Sanierungsmaßnahmen durchzuführen (Sanierungsuntersuchungen), ein 
Sanierungskonzept und einen Sanierungsplan zu erarbeiten, die Planung und Vergabe 
von Sanierungsmaßnahmen durchzuführen und die Ausführung fachlich zu begleiten so-
wie deren Wirksamkeit zu überwachen. Hierzu gehören insbesondere Kenntnisse über: 
 
a) Probennahme, -behandlung und -analytik von Böden, Bodenmaterialien, Oberflächen-

, Sicker- und Grundwasser, Bodenluft und Deponiegas, 
b) Grundlagen und Verfahren des Erd- und Grundbaus, Verfahren zum Bodenaushub und 

zur Baugrubensicherung,  
c) Eignung, Einsatzgrenzen, Umweltauswirkungen, Art und Menge anfallender Abfälle 

und  
Überwachung von Sicherungs- und Dekontaminationsverfahren sowie Schutz- und Be-
schränkungsmaßnahmen, 

d) Struktur und Inhalt einer Sanierungsuntersuchung, 
e) Bestandsaufnahme und Beurteilung vorliegender Untersuchungsergebnisse und Gut-

achten im Hinblick auf Sanierungsmaßnahmen und die Notwendigkeit von Vor- oder 
Eignungsversuchen, 

f) Ausarbeitung erforderlicher Untersuchungsprogramme zur Ermittlung geeigneter und 
verhältnismäßiger Sanierungs- oder sonstiger Maßnahmen, 

g) Erarbeitung von Vorschlägen zur Konkretisierung von Sanierungsstrategien sowie nut-
zungs- und schutzgutbezogenen Sanierungszielen, 

h) Einfluss von Schadstoff-, Matrix- und Untergrundeigenschaften auf die Eignung von 
Sanierungsverfahren, 

i) Notwendigkeit begleitender Immissions- und Arbeitsschutzmaßnahmen, 
j) Organisation von Arbeitsabläufen, 
k) Anforderungen an Zwischenlager für kontaminiertes Material, 
l) Möglichkeiten der Verwertung und Beseitigung von Bodenmaterialien und Abfällen, 
m) Durchführung von Kostenschätzungen, Vergleichsrechnungen, Nutzen-Kosten-Unter-

suchungen und Kostenwirksamkeitsbetrachtungen zur Auswahl von Sanierungsmaß-
nahmen, 

n) genehmigungsrechtliche Erfordernisse der Sanierungsverfahren, 
o) Planung, Ausschreibung, Begleitung und Überwachung von gewerblichen Arbeiten ein-

schließlich Abbruch- und Rückbaumaßnahmen mit kontaminierter Bausubstanz, 
p) Untersuchung und Beurteilung von Baumaterialien und Bauteilen im Hinblick auf die 

Qualitätssicherung bei baulichen Maßnahmen, zum Beispiel Sicherungsmaßnahmen, 
q) Planung, Durchführung und Beurteilung von Maßnahmen zur Überwachung der Wirk-

samkeit von Sanierungsmaßnahmen sowie 
r) spezielle fachliche Regelwerke und Arbeitshilfen. 
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VI. Sachgebiet „Gefahrenermittlung, -beurteilung und -abwehr von schädlichen  
Bodenveränderungen aufgrund von Bodenerosion durch Wasser" 
 
1. Fachrichtung 
 
a) Abgeschlossenes Studium der Fachrichtungen Bodenwissenschaften, Agrarwissen-

schaften, Geowissenschaft, Geoökologie oder Geographie mit geeigneten Studien-
schwerpunkten oder 

b) abgeschlossenes Studium anderer Fachrichtungen der Naturwissenschaften oder In-
genieurwissenschaften, wenn der Nachweis einer für das Sachgebiet hinreichenden 
Ausbildung erbracht wird. 

 
 
2. Besondere fachliche Kenntnisse 
 
Der Sachverständige muss in der Lage sein, alle Untersuchungen von Böden im Zusam-
menhang mit der Gefährdungsabschätzung von schädlichen Bodenveränderungen auf-
grund von Bodenerosion durch Wasser durchzuführen, Maßnahmen zur Begrenzung der 
Bodenerosion durch Wasser zu planen und die Ergebnisse solcher Untersuchungen und 
Planungen zu beurteilen sowie die Vergabe von gewerblichen Leistungen fachlich zu be-
gleiten. 
Hierzu gehören insbesondere Kenntnisse über: 
 
a) Erkennen, Erfassen und Beurteilen aktueller Erosionsformen im Gelände, 
b) Ermittlung und Abgrenzung von Erosionsflächen, 
c) Bodenansprache im Gelände, insbesondere Horizontierung, Bodenart, Bodengefüge, 

Humusgehalt, 
d) Gewinnung repräsentativer Bodenproben, 
e) bodenphysikalische Untersuchungsmethoden, 
f) erosionsbestimmende Faktoren, wie Bodeneigenschaften, Niederschlag, Relief, Bo-

denbedeckung, 
g) nutzungs- und bewirtschaftungsbedingte Einflüsse auf die Erosion, 
h) Simulations- und Prognosemodelle zur Beschreibung der Erosion, 
i) Beurteilung von Offsite-Schäden, 
j) Maßnahmen zur Erosionsminderung, 
k) Schutz und Beschränkungsmaßnahmen, wie Bewirtschaftungsmaßnahmen, Nut-

zungsänderungen und -beschränkungen und so weiter, 
l) Maßnahmen zur Beseitigung von Erosionsschäden, 
m) Sicherungsmaßnahmen sowie 
n) spezielle fachliche Regelwerke und Arbeitshilfen. 
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Gebühren für die Feststellung und Bekanntgabe von Sachverständigen 
nach § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes  
 
Auszug aus der Ergänzung des Gebührentarifs der Industrie- und Handelskammer Dresden 
 
Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskammer Dresden hat am  
10. Oktober 2012 folgenden Beschluss gefasst: 
 
 
2. Öffentliche Bestellung, Vereidigung, Prüfung und Bekanntgabe 
2.3 Bekanntgabe nach § 18 Bundes- Bodenschutzgesetz 
 

NR. GEBÜHRENTATBESTAND   EURO 

 
2.3.1 Überprüfung und Bekanntgabe   650,00 
 
2.3.2 Bekanntgabe bei Vorlage eines externen Bescheides 150,00 
 
2.3.3 Verlängerung der Bekanntgabe nach Fristablauf 150,00 
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